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In den USA streiken Lehrkräfte in mehreren republikanisch regierten
Bundesstaaten 

Lehrerinnen sehen rot
Von Robert Ogman

In den USA streiken Lehrkräfte seit Anfang des Jahres in republikanisch
regierten Bundesstaaten. Das könnte auch Einfluss auf die Repräsentanten
hauswahlen im November haben.

Spätestens seit dem Vorwahlkampf 2016 ist klar, dass der vermeintliche Konsens über
einen »progressiven Neoliberalismus« (Nancy Fraser) in den USA nicht mehr trägt. Das
liegt nicht nur am Wiedererstarken der Rechten um Donald Trump, sondern auch an dem
der Linken, was unter anderem daran deutlich wurde, dass Bernie Sanders eine
Präsidentschaftskandidatur nur knapp verpasste.

Seit der Finanzkrise von 2008 sind in den USA zahlreiche progressive Bewegungen
entstanden, von Occupy Wall Street zu Black Lives Matter, von den migrantischen
»Dreamers« zur Anti-Fracking-Bewegung. Es gab feministische Proteste im Rahmen der
#MeToo-Kampagne und jüngst bundesweit Demonstrationen für eine Reform der
Waffengesetze.

Die Unzufriedenheit mit den herrschenden Zuständen zeigt sich seit Anfang des Jahres
auch bei einer Reihe von Streiks von Lehrerinnen und Lehrern überwiegend in
republikanisch regierten Bundesstaaten, die in den USA als red states bezeichnet werden.

Dort, wo einige Demokraten den Kampf gegen die Konservativen schon längst aufgegeben
haben, wird nun gegen die Sparpolitik im Bildungsbereich und für bessere Löhne, die
Aufwertung weiblicher Berufe und eine progressive Steuerpolitik gestreikt. Dieser
Verteilungskampf wird nicht nur als Auseinandersetzung in einem Teilbereich verstanden:
Er hat das Potential, die kommenden Wahlen für das Repräsentantenhaus sowie die
politische Ausrichtung der Demokratischen Partei und sogar die Präsidentschaftswahl
2020 zu beeinflussen – also die politischen Kräfteverhältnisse in den USA zu verschieben.

Die derzeitige Streikwelle ist auf stagnierende Löhne, Kürzungen im Bildungsbereich und
eine Krise der gewerkschaftlichen Repräsentation zurückzuführen. Das Gros der Lehrkräfte
muss eine stetige Absenkung seiner Löhne trotz steigender Lebenshaltungskosten
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hinnehmen. Viele kompensieren die Verluste mit Nebenjobs oder ziehen in andere
Bundesstaaten, wo sie etwas besser bezahlt werden. Als Reaktion auf die Haushaltskrise
von 2008 / 2009 kürzten republikanisch regierte Bundesstaaten ihre Ausgaben im
Bildungsbereich drastisch. Noch zehn Jahre danach sind die Ausgaben in jenen
Bundesstaaten deutlich niedriger als vor der Krise. Auch regionale Unterschiede sind
spürbar. Arizona gab im Jahr 2015 über ein Drittel weniger für Bildung aus als 2008,
während es in Oklahoma 15 Prozent weniger waren. Die Sparmaßnahmen führten zur
Verschlechterung der Lehr- und Lernbedingungen. Dies zeigte sich etwa in veralteten
Lernmaterialien, kaputten Möbeln, schlechter Infrastruktur, zu großen Schulklassen und
einem durch Abwanderung verursachten Lehrkräftemangel.

 
Zum Verlust gewerkschaftlicher Repräsentation tragen vielerorts sogenannte right to
work-Gesetze bei, die teilweise schon in den vierziger Jahren vornehmlich in
republikanisch regierten Bundesstaaten eingeführt wurden. Sie erschweren
Gewerkschaften unter anderem, Mitgliedsbeiträge zu erheben, und schränken deren
Möglichkeiten ein, Aktionen und Kampagnen zu organisieren sowie Bildungsarbeit zu
betreiben. Derzeit gelten in 28 Bundesstaaten right to work-Gesetze. In Indiana, Kentucky,
Michigan, West Virginia und Wisconsin wurden sie erst nach der Finanzkrise eingeführt; in
Missouri steht ein Referendum darüber noch aus.
Anfang 2018 verloren Lehrkräfte zuerst in West Virginia die Geduld. Nach wochenlangen
Auseinandersetzungen wegen steigender Krankenkassenbeiträge und stagnierender
Löhne legten sie Anfang Februar ihre Arbeit nieder. Zehntausende beteiligte sich am 17.
Februar an einer Demonstration gegen Kürzungen im Gesundheitswesen und lehnten das
Angebot des Gouverneurs ab, den Lohn um ein Prozent zu erhöhen. In der Woche darauf
folgten Lehrkräfte, Schulbusfahrer, Angestellte der Schulverwaltung und Küchenpersonal
in allen 55 Bezirken West Virginias dem Aufruf der Gewerkschaften zum Streik. Die
Aktionen gegen Kürzungen im Bildungsbereich waren die ersten Streiks seit 30 Jahren.
Gegen die vermeintlichen Sachzwänge knapper Ressourcen forderte die Bewegung ein
Ende von Steuervergünstigungen für die Kohleindustrie sowie andere Energiefirmen und
Großkonzerne und verband damit ihren Arbeitskampf im Bildungssektor mit allgemeinen
verteilungspolitischen Fragen. Nach neun Tagen Arbeitsniederlegung und großen
Demonstrationen in der Hauptstadt Charleston siegten die meist weiblichen Streikenden.
Im Bundesstaat mit dem landesweit drittniedrigsten Jahreseinkommen pro Haushalt
erkämpften sie eine Lohnerhöhung um fünf Prozent und die Zusage für die Bildung einer
Kommission, die eine Lösung für die steigenden Krankenkassenbeiträge finden soll.

Die Streiks erreichten große öffentliche Aufmerksamkeit und lösten in anderen
Bundesstaaten eine Kettenreaktion aus. Anfang März befürworteten 80 Prozent der
Lehrkräfte Oklahomas und 76 Prozent der Eltern von Schulkindern einen Streik, bei dem
eine Erhöhung des Jahresgehalts um 10 000 US-Dollar innerhalb von drei Jahren sowie
mehr Investitionen in den Schulen gefordert wurden. 30 000 Lehrkräfte beteiligten sich an
den Streiks, Beschäftigte des öffentlichen Dienstes schlossen sich der Bewegung mit
eigenen Lohnforderungen an. Nach sieben Tage beendeten die Lehrkräfte am 12. April
ihre Arbeitsniederlegung. Sie hatten die Zusage für eine Erhöhung des Jahresgehalts um 6



000 US-Dollar und mehr als 400 Millionen US-Dollar an Investitionen, die durch
Steuererhöhungen generiert werden sollen – und das in einem Bundesstaat ohne
gesetzlich geregelte Tarifverhandlungen. Vor den anstehenden Wahlen hofft die
Bewegung nun, den Verteilungskampf weiterzuführen und die Last auf die Wohlhabenden
zu verschieben, zum Beispiel durch die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer und ein Ende
der Steuervergünstigungen für Energiefirmen.

Am 2. April legten Tausende Lehrkräfte in Kentucky ihre Arbeit nieder und schlossen damit
Schulen in allen 120 Bezirken. Angesichts fehlender gesetzlicher Arbeitnehmerrechte
bestand die Arbeitsniederlegung in kollektiven Krankmeldungen. Hauptanlässe der
Kampagne waren die Teilprivatisierung des Rentensystems sowie Pläne für untere
Einkommen belastende Steuerreformen, die ans Licht gekommen waren. Die
republikanische Regierung Kentuckys hatte unter anderem die Einführung einer
einheitlichen Einkommenssteuer von fünf Prozent geplant. Zehntausende
Demonstrierende gingen in der Hauptstadt Frankfort gegen solche Vorhaben auf die
Straße. Bei den Wahlen im November und den Vorwahlen im Mai dürften diese Konflikte
eine wichtige Rolle spielen.

Ende April gingen die Proteste gegen die Austeritätspolitik in den von den Republikanern
dominierten Bundesstaaten Colorado und Arizona weiter. Dort hatten Kürzungen dazu
geführt, dass der Schulunterricht in vielen Distrikten nur noch an vier Tagen der Woche
stattfindet und Fächer wie Kunst und Musik sowie andere Angebote gestrichen wurden.
Viele Lehrerinnen und Lehrer müssen trotz niedriger Einkommen Materialien für den
Unterricht selbst kaufen.

Am 26. und 27. April versammelten sich knapp 10 000 Menschen zu einer Demonstration
in Denver, der Hauptstadt Colorados. Die Demonstrierenden stellten ebenfalls
Verteilungsfragen in den Vordergrund und forderten ein Ende von Steuervergünstigungen
für Großkonzerne, um Investitionen in Bildung zu ermöglichen. Eine von der Colorado
Education Association unterstützte Wählerinitiative kämpft dafür, die Besteuerung von
Jahreseinkommen über 150 000 US-Dollar zu erhöhen.

Arizona ist seit Mitte März in Aufruhr. Dort gehören die Lehrergehälter zu den niedrigsten
im ganzen Land, seit 2009 wurden in Arizona mehr als 4,5 Milliarden US-Dollar an
Bildungsausgaben gestrichen. Die neu gegründete Facebook-Gruppe Arizona Educators
United zählte nach zehn Tagen bereits 30 000 Mitglieder. In sozialen Medien zeigen sie die
schlechten Zustände in den Schulen: vergammelte Schulbücher, kaputte Stühle, Tische
und Böden, verschimmelte Wände. Am 26. April demonstrierten 75 000 Menschen in roten
T-Shirts unter dem Motto »Red for Ed(ucation)« (Rot für Bildung) in der Hauptstadt
Phoenix. Sie forderten eine Lohnerhöhung von 20 Prozent, eine Milliarde US-Dollar an
Investitionen sowie kleinere Schulklassen. Am 3. Mai erstritten die Streikenden nach
tagelangen Protesten und einer mehrstündigen Senatssitzung eine Lohnerhöhung um 19
Prozent. Zudem sollen 400 Millionen US-Dollar an Kürzungen im neuen Haushaltsplan
wieder zurückgenommen werden. Viele wollen bis zu den Wahlen im November weiter
demonstrieren, damit Großverdiener stärker finanziell in die Pflicht genommen werden.

Die Streikwelle in republikanisch regierten Bundesstaaten inspirierte auch Lehrkräfte
andernorts. Wegen eines Streits über Gehalt und Krankenkassenbeiträge legten Mitte April



Lehrerinnen und Lehrer in Jersey City für einen Tag die Arbeit nieder – zum ersten Mal seit
20 Jahren. In Puerto Rico wird gegen die Schließung von Schulen gestreikt. Und auch die
Situation in North Carolina ist angespannt. Viele Lehrerinnen und Lehrer scheinen mit ihrer
Geduld am Ende. Die Streikbewegung erfährt viel Sympathie und Solidarität, sie könnte
zur Verbreitung der Forderung nach einer politischen Wende beitragen.
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